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1. Planungsanlass  

Die Gemeinde Dunum möchte einen Beitrag zum erforderlichen Ausbau der erneuerbaren Energien 

im Sinne der bundesweiten Klimaziele leisten. Im Gemeindegebiet eignen sich Flächen sowohl für die 

Windkraft als auch für die Photovoltaik. Letztere ist Gegenstand der vorliegenden Planung. Erneuer-

bare Energien können sein: Windenergie, Photovoltaik, Solarthermie, Bioenergie, Geothermie und 

Wasserkraft.  

Die Errichtung, der Betrieb und die Vergütung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (F-PVA) werden    

u. a. durch das erneuerbare‐Energien‐Gesetz (EEG) geregelt. Dieses stellt eine Grundlage für die Aus‐

wahl möglicher Standorte dar. Das EEG fördert F-PVA in bis zu 500 m Entfernung zu Autobahnen und 

Schienenstrecken oder auf Konversionsflächen. Darüber hinaus gibt es jedoch auch die Möglichkeit     

F-PVA auf Flächen zu errichten, die keinem Ausschlusskriterium (wie z. B. Lage in einem Naturschutz-

gebiet) unterliegen und sich außerhalb des 500 m-Korridors befinden. 

Im März 2024 hat die Samtgemeinde Esens ein Standortkonzept für Freiflächen-Photovoltaikanlagen 

beschlossen. Dieses stellt Potenzial- sowie Ausschlussflächen für F-PVA das Samtgemeindegebiet dar.    

Auf den derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen im westlichen Teil der Gemeinde Dunum an der 

Grenze zur Gemeinde Blomberg, südlich des Brügger Feldschloot und westlich des Hünenschloot plant 

die Firma Enerparc AG aus Hamburg die Errichtung einer F-PVA. Da Solaranlagen im Außenbereich 

keine privilegierten Vorhaben im Sinne des § 35 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) sind, ist zur Errichtung 

die Aufstellung eines Bebauungsplans (B-Plan) und eine entsprechende Änderung des Flächennut-

zungsplans (FNP) erforderlich. Die Planungen verlaufen im Parallelverfahren. 

Da es sich um eine Planung mit einem konkreten Vorhabensbezug handelt, wird dieser B-Plan als vor-

habenbezogener B-Plan nach § 12 Abs. 1 BauGB durchgeführt. In einem Durchführungsvertrag nach 

§ 12 BauGB verpflichtet sich der Vorhabenträger Enerparc AG zu einer Realisierung des Vorhabens im 

Geltungsbereich des B-Plans.  

2. Lage des Plangebiets / Bestand 

Das rund 29 ha große Plangebiet besteht aus drei Teilflächen. Die Teilfläche 1 befindet sich nördlich 

des Alten Postweg und westlich des Hünenschloot. Die Teilflächen 2 und 3 liegen beiderseits des Alten 

Postwegs (s. Abbildung 1). Das Plangebiet befindet sich in der Samtgemeinde Esens und hier in der 

Mitgliedsgemeinde Dunum, Ortsteil Brill. Im Westen grenzt das Plangebiet an die Samtgemeinde 

Holtriem / Gemeinde Blomberg. In ca. 800 m südlicher Entfernung befindet sich die Grenze zum Land-

kreis Aurich.  

Die Flächen dienen gegenwärtig der Landwirtschaft als Ackerfläche. Einzelne Gehölzstrukturen bzw. 

Wallhecken sind vorhanden. An das Plangebiet angrenzend befinden sich weitere landwirtschaftlich 

genutzte Flächen, Schloote und Wallhecken. Die Flächen haben zur Ortslage eine Entfernung von ca. 

1000 m.   

Im Plangebiet befindet sich eine Windenergieanlage. Diese ist außer Betrieb, wird nicht mehr in Betrieb 

genommen und abgebaut werden. Dies wird im Durchführungsvertrag gesichert.   
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Abbildung 1:   Luftbild mit Lage des Plangebiets (rote Umrandung), ohne Maßstab (Quelle: Google Earth 

2022,© 2022 GeoBasis-DE/BKG). 

 

 
Abbildung 2:  Großräumiges Luftbild mit Lage des Plangebiets (roter Kreis), ohne Maßstab 

(Quelle: Google Earth 2024,© 2024 GeoBasis-DE/BKG). 

 

Teilfläche 1 

Teilfläche 2 

Teilfläche 3 
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3. Planungsvorgaben 

3.1. Ziele der Raumordnung und der regionalen Raumordnung 

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

Da sich dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan aus dem parallel in Aufstellung befindlichen Flächen-

nutzungsplan entwickelt, ist eine Vereinbarkeit auch gemäß § 8 Abs. 2 BauGB gegeben. 

3.2. Niedersächsisches Klimagesetz (NKlimaG) 

Am 12.12.2023 wurde das niedersächsische Klimagesetz geändert. Es gibt folgende Ziele zum Ausbau 

der Freiflächenphotovoltaik vor (Quelle: Internetseite der Klimaschutz- und Energieagentur Nieder-

sachsen GmbH (KEAN) (Einrichtung des Landes Niedersachsen)): 

Um die Treibhausgasneutralität bis 2040 zu erreichen, braucht es speziell im Bereich der erneuerbaren 

Energien Maßnahmen, die einen beschleunigten Zubau sicherstellen. So wird mit der Novelle des Nie-

dersächsischen Klimaschutzgesetzes das Flächenziel für PV-Freiflächen von 0,47 % auf 0,5 % der Lan-

desfläche erhöht (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Punkt 3a). Insgesamt soll bis zum Jahr 2035 eine installierte PV-

Leistung von mindestens 65 Gigawatt verfügbar sein. Dabei sollen „mindestens 50 Gigawatt installier‐

ter Leistung zur Erzeugung von Strom aus anderen als Freiflächenanlagen“ stammen – eine unmittel-

bare Zielvorgabe für Freiflächen-PV gibt es nicht mehr (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Punkt 3b). 

Auf welchen Flächen Freiflächenanlagen insbesondere geplant werden „sollen“, wird in dem neuen 

Absatz § 3 a „Planung von Freiflächenanlagen“ genauer definiert. Auf bisher landwirtschaftlich genutz‐

ten Flächen sollen Freiflächenanlagen demnach insbesondere auf den folgenden Böden geplant wer-

den:   

1. Kohlenstoffreiche Böden, für die die Möglichkeit der Wiedervernässung besteht (z. B. Moorböden) 

2. Böden mit einer bodenkundlichen Feuchtestufe kleiner als 3 oder größer als 8, die eine besondere 

Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz nicht aufweisen 

3. Altlastenverdächtigen Flächen 

4. Ackerflächen mit einer mindestens hohen potenziellen Erosionsgefährdung durch Wasser. 

Auf Böden mit einer Grünland- und Ackerzahl von 50 oder mehr „sollen“ Freiflächenanlagen nur dann 

installiert werden, wenn sie zugleich Böden der Kategorien 2.-3. sind. Durch die Verwendung des Wor-

tes „sollen“ gibt es hier jedoch keinen formellen Ausschluss von landwirtschaftlich genutzten Flächen, 

die diese Kriterien nicht erfüllen – wohl aber eine Priorisierung. 

Auch im Kontext der Freiflächen-PV will das Land selbst eine Vorreiterrolle einnehmen. So sollen lan-

deseigene Flächen des Außenbereichs systematisch für die Nutzung von Freiflächen-PV „erfasst“ – und 

auch „genutzt“ werden (§ 10 Abs. 2 NKlimaG). 

Das NKlimaG hebt damit Vorgaben des LROP auf. Freiflächenanlagen sind jetzt nicht mehr auf ca.      

0,47 % der Landesfläche oder 15 Gigawatt installierte Leistung beschränkt, sondern das Gesetz spricht 
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ausdrücklich von „mindestens 0,5 % der Landesfläche“ und „mindestens 65 Gigawatt installierter Leis-

tung aus PV-Anlagen, wovon Freiflächenanlagen höchstens die Hälfte ausmachen dürfen“ (§ 3 Abs. 1 

Nr. 3 NKlimaG). 

3.3. Standortkonzept Photovoltaik-Freiflächenanlagen der Samtgemeinde Esens 

Die Samtgemeinde Esens hat im März 2024 ein Standortkonzept zur Ermittlung von Potenzialflächen 

für F-PVA im Samtgemeindegebiet beschlossen.  

Grundlage des Standortkonzeptes bildet eine Analyse des gesamtes Samtgemeindegebiets, welche 

eine flächendeckende Beurteilung des Planungsraumes ermöglicht. Dabei werden zunächst Aus-

schlussflächen definiert, in einem zweiten Schritt Restriktionsflächen festgelegt und die verbleibenden 

Flächen anhand von Gunstkriterien hinsichtlich ihrer Eignung für die Errichtung von F-PVA beurteilt. 

Als Ausschlussflächen werden diejenigen Flächen definiert, auf denen entweder aus rechtlichen Grün-

den die Errichtung von F-PVA ausgeschlossen ist oder für die aufgrund von lokalen Einschränkungen 

und entgegenstehenden Nutzungsansprüchen seitens der Samtgemeinde Esens keine Eignung gese-

hen wird. Dazu gehören insbesondere naturschutzrechtliche Aspekte (Schutzgebiete, Waldflächen), 

bereits bebaute Bereiche und Siedlungsflächen, Flächen für die Infrastruktur, Landwirtschaftliche Flä-

chen mit Bodenzahlen über 50 sowie Trinkwasserschutzgebiete.  

Im Norden und Osten der Samtgemeinde befinden sich überwiegend Ausschlussflächen, wenige Rest-

riktionsflächen und vereinzelte Gunstflächen. Die meisten Gunstflächen befinden sich im Süden und 

Westen der Samtgemeinde, in den Gemeinden Holtgast, Moorweg und Dunum (s. Abbildung 3).  
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Abbildung 3:  Standortkonzept Photovoltaik-Freiflächenanlagen, Karte 7a: Bewertung der Flächenpotenziale 

– PV-FFA, ohne Maßstab (Quelle: Samtgemeinde Esens). 

Das Plangebiet ist im Standortkonzept größtenteils als Gunstfläche dargestellt. Einige Teile des Plan-

gebietes sind als Restriktionsfläche definiert (s. Abbildung 4). Aus den Restriktionsflächen des Stand-

ortkonzeptes ergeben sich keine Einschränkungen für das Vorhaben. 
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Abbildung 4:  Standortkonzept Photovoltaik-Freiflächenanlagen, Karte 7a: Bewertung der Flächenpotenziale 

– PV-FFA, mit Lage des Plangebiets (gelbe Umrandung) ohne Maßstab (Quelle: Samtgemeinde 

Esens). 

3.4. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Für den Bereich des Plangebiets gilt der Flächennutzungsplan des Samtgemeinde Esens. Das Plangebiet 

ist im wirksamen FNP als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Ebenfalls liegt das Plangebiet in den 

Flächen für die Landesverteidigung.  
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Abbildung 5:  Ausschnitte aus dem wirksamen FNP 2015 mit Lage des Plangebiets (rote Umrandungen), 

ohne Maßstab (Quelle: Flächennutzungsplan Samtgemeinde Essens) 

Parallel zum vorhabenbezogenen B-Plan wird der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Esens ge-

ändert (s. Abbildung 5). In der 145. Änderung wird für das Plangebiet ein Sondergebiet nach 

§ 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung Photovoltaik dargestellt (s. Abbildung 6). Nach erfolgreichem 

Abschluss des Änderungsverfahrens wird der vorhabenbezogene B-Plan aus dem FNP entwickelt sein. 

Der Samtgemeindeausschuss der Samtgemeinde Esens hat in seiner Sitzung am 02.06.2022 den Be-

schluss über die 145. FNP-Änderung gefasst.  



Gemeinde Dunum  vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 9 „Solarpark am Alten Postweg“ 

11 

 

Abbildung 6:  Geplante Darstellung der im Verfahren befindlichen 145. Änderung des FNP, ohne Maßstab 

3.5. Bebauungspläne 

Unmittelbar im Plangebiet und in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet existieren keine rechtskräftigen 

Bebauungspläne.  

3.6. Altablagerungen, Kampfmittel 

Es liegen keine Hinweise auf Altablagerungen, Altstandorte oder sonstige schädliche Bodenverände-

rungen vor. Sollten bei der Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche angetroffen wer-



Gemeinde Dunum  vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 9 „Solarpark am Alten Postweg“ 

12 

Abbildung 7:  Beispiele für Module einer Freiflächen-PVA desselben Vorhabenträgers in Schönbek (Amt 

Bordesholm) (Quelle: Enerparc AG, Hamburg) 

den (z. B. Plastikteile, Bauschutt, auffälliger Geruch oder andere Auffälligkeiten), ist die untere Boden-

schutzbehörde des Landkreises Wittmund umgehend zu informieren und die Arbeiten bis auf weiteres 

einzustellen. 

3.7. Leitungen im Plangebiet 

Nach aktuellem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Leitungen, Drainageleitungen o. ä. vorhanden. 

4. Städtebauliches Konzept 

4.1. Vorhabenbeschreibung 

Das Plangebiet ist ca. 29 ha groß. Die Größe der Sondergebiete beträgt ca. 22,5 ha, davon werden 

gemäß aktuellem Entwurf des Lageplans ca. 21 ha von den Solarmodulen überdeckt.  

Die Anlage wird aus reihig angeordneten, aufgeständerten, nicht beweglichen Solarmodulen sowie 

den erforderlichen Nebeneinrichtungen (Wechselrichter, Trafostationen, Monitoringcontainer, 

Kameramasten, Zaun und Leitungen) bestehen (s. Abbildung 7). Ein Zaun wird den Anlagenbereich 

sichern. Die Module werden auf Stahl- bzw. Aluminiumgestellen in einem fest definierten Winkel zur 

Sonne (ca. 20°) angeordnet und aufgeständert. Die Höhe der Module beträgt ca. 3,50 m (variiert etwas 

je nach Topographie). Um auf technische Weiterentwicklungen reagieren zu können, ist eine maximale 

Höhe bis 4 m zulässig. Die Gestelle werden in den unbefestigten vorhandenen Untergrund gerammt. 

Hierdurch wird der Versiegelungsgrad im Plangebiet auf ein Minimum begrenzt. Die PVA kann nach 

Ende der Nutzungsdauer rückstandslos von der Vorhabenträgerin wieder entfernt werden. Eine Siche-

rung des Rückbaus wird im Durchführungsvertrag geregelt. 

  

 

 

Es ist geplant, den Strom über ein Umspannwerkneubau am Abspannmast 126 der Avacon in das 

Stromnetz einzuspeisen. Der Mast ist ca. 1,6 km Luftlinie vom Plangebiet entfernt (s. Abbildung 8).  

Der Vorhabenträger klärt dies im weiteren Verfahren mit dem Netzbetreiber. 
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Abbildung 8: Luftbild mit Lage des Abspannmast 126 der Avacon (gelbe Umrandung) und des Plangebiets 

(rote Umrandung), ohne Maßstab (Quelle: Google Earth 2022,© 2022 GeoBasis-DE/BKG). 

4.2. Art der baulichen Nutzung 

In den sonstigen Sondergebieten mit der Zweckbestimmung Photovoltaik soll eine Freiflächen-Photo-

voltaikanlage errichtet und Strom aus Solarenergie erzeugt werden. 

Hier sind bauliche Anlagen zur Erzeugung und Speicherung von Strom aus Sonnenenergie zulässig, zu 

denen insbesondere Solarmodule aber auch Batteriespeicher gehören. Da vermehrt auch Anlagen zur 

Umwandlung und Abgabe von Strom (insbesondere Elektrolyseure und Ladestationen für Kfz) nachge-

fragt werden, werden auch diese Hauptanlagen in den Katalog der zulässigen Nutzungen aufgenom-

men. Dabei gilt für sie die Begrenzung auf „überwiegend“ im Plangebiet erzeugten Strom. Mit dieser 

Festsetzung soll gewährleistet werden, dass hier ein Solarpark entsteht und nicht etwa ein gewerbli-

cher Energiepark oder ähnliches. Der Begriff „überwiegend“ orientiert sich dabei in der Begrifflichkeit 

des § 35 BauGB für die privilegierte Zulässigkeit zur Nutzung von Biomasse (§ 35 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe 

b BauGB), die auf eine „nicht-gewerbliche“ Nutzung und Herstellung von Biomasse abzielt. Dies be-

deutet, dass die Umwandlung von Strom und die Abgabe an Dritte nur zulässig ist, wenn mindestens 

51 % dieses Stroms im Plangebiet erzeugt wurden. 
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Durch diese Regelung begrenzt sich der Flächenanspruch. Übliche Batteriespeicher haben etwa die 

Ausmaße einer Fertiggarage für Pkw (6 m x 3 m x 2,5 m), Elektrolyseure etwa die eines 40 Fuß-Contai-

ners, wie sie in der Schifffahrt verwendet werden (12 m x 2,40 m x 2,60 m).  

Die Zulässigkeit von Speichern, Elektrolyseuren und Ladestationen ist konkreter auszugestalten, um 

negative Auswirkungen aus dem Plangebiet auf seine direkte und weitere Umgebung auszuschließen. 

Da insbesondere Elektrolyseure als industrielle Anlagen anzusehen sind, die bei Überschreitung von 

Schwellenwerten ggf. dem Störfallrecht unterliegen, wird die Menge für Wasserstoff und die Kapazität 

des Wasserstoffspeichers eingeschränkt. Sie definiert sich nach der Störfall-Verordnung – 12. BImSchV.  

Anhang I der 12. BImSchV dient der Bestimmung von Mengenschwellen für gefährliche Stoffe, zu de-

nen Wasserstoff gehört. Dort ist festgelegt, dass, sobald für Wasserstoff die Mengenschwelle von 

5.000 kg überschritten wird, es sich um einen Betriebsbereich handelt, der dem Störfallrecht unter-

liegt. Somit wird durch die Festsetzung im Bebauungsplan gesichert, dass diese Grenze nicht über-

schritten werden kann. 

Eine Reihe von Nebenanlagen sind erforderlich, um den Solarpark auch tatsächlich betreiben zu kön-

nen. Deshalb listet die Festsetzung eine ganze Reihe von Nebenanlagen auf. 

Neben der Aufstellung von Solarmodulen sollen die Flächen in den Sondergebieten weiter landwirt-

schaftlich nutzbar sein. Zulässige landwirtschaftliche Nutzungen sind Mahd oder eine Beweidung mit 

Schafen. Die Bodenoberfläche wird dauerhaft als Extensivgrünland hergerichtet werden, was durch 

entsprechende Festsetzungen gesichert wird 

4.3. Maß der baulichen Nutzung 

Beabsichtigt ist die Errichtung von reihig angeordneten Solarmodulen auf in den Boden gerammten 

Untergestellen aus Stahl bzw. Aluminium. 

Es wird festgesetzt, dass die untere Kante (Traufhöhe) der Module mindestens 80 cm zum Boden be-

trägt, um eine durchgehende Vegetation und eine mögliche Schafbeweidung sicherzustellen. Die ma-

ximale Höhe von baulichen Anlagen, sowohl der Solarmodule als auch von Nebenanlagen und Betriebs-

einrichtungen wird auf 4 m begrenzt. Damit die Module sich nicht gegenseitig verschatten, sind zwi-

schen den Reihen Abstände von mind. 2,50 m vorgesehen. 

Als unterer Bezugspunkt der Höhenfestsetzung wird die gewachsene Geländeoberfläche (gemäß § 5 

NBauO) festgesetzt.  

Die Grundflächenzahl wird mit 0,7 festgesetzt. Diese Festsetzung ist erforderlich, da neben den durch 

die Pfosten versiegelten auch die unversiegelten, lediglich durch die Solarmodule überstellten Flächen 

bei der Berechnung der Grundflächenzahl mit einbezogen werden. 

4.4. Überbaubare Grundstücksflächen 

Die als Sondergebiet festgesetzte Fläche kann mit Solarmodulen sowie notwendigen Nebenanlagen 

und Betriebseinrichtungen überbaut werden. Die Lage der Solarmodule wird durch Baugrenzen be-

stimmt. Der Abstand der Baugrenzen zur Grenze des Geltungsbereichs beträgt vier Meter, um ein Um-

fahren der Module bzw. die Errichtung des Zauns gewährleisten zu können.  
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4.5. Grünordnerische Festsetzungen und Sicherung der Kompensationsmaßnahmen 

Es wird festgesetzt, dass die unversiegelten Flächen der Sondergebiete und die Flächen für Maßnah-

men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit der Ordnungs-

nummer 1 zu Extensivgrünland entwickelt und entsprechend zu pflegen sind. Um dies zu gewährleis-

ten, ist standorttypisches und blütenreiches Regiosaatgut zu verwenden.  

Um eine landwirtschaftliche Nutzung der Flächen (z. B. Mahd, Schafbeweidung) (weiterhin) zu ermög-

lichen, ist die Beweidung mit Schafen (max. 5 Schafe / ha) ab dem 15.06. zulässig. Sofern die Beweidung 

mit nur unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist, ist die Pflege durch Mahd zulässig. Die Mahd 

ist lediglich einmal im Jahr, ab dem 15.07. zulässig, um brütende Tiere nicht zu stören. Um die Mahd 

besonders insektenschonend zu gestalten, ist eine Doppelmesserbalkenmähtechnik zu nutzen; diese 

schont auch Kleintiere. Das Mahdgut ist zur Abmagerung der Flächen vollständig abzufahren. 

Zur Schonung der Flora und Fauna sind Pflegeumbrüche, Walzen, Abschleppen und Striegeln sowie der 

Einsatz von Pflanzenschutzmitteln (z. B. Insektizide, Fungizide, Herbizide und Wuchsstoffe) und von 

Düngemitteln (mineralischer und organischer Dünger einschließlich Dünge oder Klärschlamm) nicht 

zulässig. Auch Nachsaatmaßnahmen sind nicht zulässig (näheres siehe Teil II der Begründung: Umwelt-

bericht). 

Auf den Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

mit der Ordnungsnummer 2 sind mindestens dreireihige Strauch-Baumhecken anzupflanzen im Pflanz-

abstand von jeweils maximal 1 m zwischen und in den Reihen. Dies zielt auf die Abminderung der durch 

die Planung hervorgerufenen Auswirkungen auf das Landschaftsbild ab. Die Pflanzungen müssen aus 

zertifizierten, standorttypischen Sträuchern bestehen und folgender Mindestqualität entsprechen: 

zweimal verpflanzt, 60 – 100 cm Höhe, 4- bis 5-triebig.  

 

Um die notwendigen Zufahrten errichten zu können, ist in den Maßnahmenflächen die Anlage einer 

Zufahrt mittels offenporigen Wegebelegen bis zu einer Größe von 800 m² zulässig. Da diese Flächen 

innerhalb der Maßnahmenflächen auf ein Minimum zu reduzieren sind, wird die Größe der Wege be-

grenzt. 

In den Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft befindet sich eine Windenergieanlage. Diese ist außer Betrieb, wird nicht mehr in Betrieb 

genommen werden und abgebaut werden. Dies wird im Durchführungsvertrag vertraglich gesichert.   

Detaillierte Ausführungen hierzu siehe Begründung Teil II: Umweltbericht zum vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan. 

4.6. Einfriedungen 

Die Installation eines Solarfeldes erfordert erhebliche Investitionen. Versicherungen fordern einen ent-

sprechenden Schutz, um die Anlage vor Diebstahl und Vandalismus zu schützen. Daher darf die Anlage 

nicht frei zugänglich sein. Auf Grund der Größe des Plangebiets und der sehr großen Außenlänge ist in 

den sonstigen Sondergebieten die Art der Einfriedung geregelt. 
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Die Höhe des Zauns darf maximal 2,50 m betragen, um Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes zu 

vermeiden. Hecken sind zum Schutz des Landschaftsbildes und aus ökologischen Gründen vor den Zäu-

nen auszubilden. 

Zäune sind nur ohne Sockelmauer zulässig, um einen Durchlass für Kleinsäuger zu gewähren, damit sie 

das Gelände als Jagdrevier nutzen können. Andererseits muss sichergestellt werden, dass keine Perso-

nen, insbesondere Kinder, auf die Fläche der PVA gelangen können. Die Unterkante von Einfriedungen 

soll deshalb mindestens 15 cm über der gewachsenen Geländeoberfläche liegen. Dieser Abstand birgt 

aber die Gefahr, dass bei Schafbeweidung Lämmer entweichen können. Daher sind alternativ boden-

tiefe Zäune mit Querungshilfen in Form von 30 cm langen Röhren mit einem Durchmesser von 20 cm 

zulässig. Erfahrungen zeigen, dass wegen der Röhrenform trotz des größeren Durchmessers keine Läm-

mer entweichen, während Wild die Röhren findet und hindurch gelangt. Um den Zweck eines durch-

lässigen Zaunes für Kleinsäuger zu gewähren, dürfen die Rohre maximal 50 m auseinanderliegen. Der 

größere Durchmesser gegenüber der Unterkante des Zaunes berücksichtigt, dass Kleintiere ihren Kör-

per nicht in die Breite drücken können. 

4.7. Gestalterische Festsetzungen 

Es werden gestalterische Festsetzungen gemäß § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) ge-

troffen, die Regelungen zur Größe und Anzahl von Werbeanlagen treffen. Es ist lediglich eine Informa-

tionstafel im Eingangsbereich mit einer Größe von 4 m² zulässig. Selbstleuchtende Werbeanlagen oder 

Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht sind unzulässig. Die Beschränkung der 

Werbeanlage hinsichtlich der Größe und Gestaltung soll dem Schutz des Landschaftsbildes sowie einer 

angemessenen Gestaltung des Plangebiets dienen. 

5.  Unterlagen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

5.1. Vorhaben- und Erschließungsplan 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) wird gemäß § 12 Abs. 3 BauGB Bestandteil des vorhaben-

bezogenen B-Plans. Damit dürfen im Vorhabengebiet nur die im Vorhaben- und Erschließungsplan dar-

gestellten Anlagen und Einrichtungen errichtet werden. Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist als 

Anlage dieser Begründung beigefügt. 

5.2. Durchführungsvertrag 

Im Durchführungsvertrag zwischen der Gemeinde Dunum und dem Vorhabenträger verpflichtet sich 

der Vorhabenträger gemäß § 12 BauGB auf der Grundlage eines abgestimmten Plans zur Durchführung 

des Vorhabens und der Erschließungsmaßnahmen (Vorhaben- und Erschließungsplan) innerhalb einer 

bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- und Erschließungskosten. Im Durchführungsvertrag 

werden außerdem zusätzlich zum vorhabenbezogenen B-Plan weitere Vereinbarungen zur Umsetzung 

der naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen und Einzelheiten zur Ausgestaltung des Vorhabens 

getroffen. Um zu sichern, dass nur die vertraglich vereinbarten Nutzungen durchgeführt werden, wird 

gemäß § 12 Abs. 3a Satz 1 BauGB festgesetzt, dass im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche 
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Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag ver-

pflichtet. 

Der Vertrag selbst ist nicht Bestandteil der Planunterlagen und wird zwischen Vorhabenträger und der 

Gemeinde Dunum bis zum Satzungsbeschluss abgeschlossen. Änderungen des Durchführungsvertrags 

zwischen Gemeinde und Vorhabenträger sind auch nach Rechtskraft des vorhabenbezogenen B-Plans 

möglich, es dürfen aber nur Änderungen vorgenommen werden, die den Festsetzungen des B-Plan 

nicht widersprechen (§ 12 Abs. 3a Satz 2 BauGB). Insofern kann das hier beschriebene Vorhaben später 

noch im durch den vorhabenbezogenen B-Plan gegebenen Rahmen verändert werden. 

6. Erschließung 

Äußere Erschließung 

Die Erschließung der drei Teilbereiche des Plangebiets erfolgt über die bestehende befestigte Straße 

Alter Postweg. 

Das Verkehrsaufkommen auf den öffentlichen Straßen wird nur unmerklich zunehmen, da es sich bei 

der F-PVA um kein verkehrsintensives Vorhaben handelt. Mit verstärktem Verkehrsaufkommen wird 

nur in der Bauphase gerechnet. Danach werden Wartungs- und Reparaturarbeiten an den Solaranla-

gen nur selten durchzuführen sein. 

Ein Ausbau von öffentlichen Straßen ist für die äußere Erschließung größtenteils nicht erforderlich, ggf. 

müssen die Zufahrten zur Photovoltaikanlage ausgebaut werden. 

Sollten aufgrund des Schwerlastverkehrs Verbreiterungen von Einmündungen von Gemeindestraßen 

und Zufahrten in Straßen des überörtlichen Verkehrs erforderlich werden, dürfen diese Arbeiten nur 

im Einvernehmen mit dem Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStBV) er-

folgen. Hierzu sind rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten die entsprechenden Ausführungspläne dem 

NLStBV zur Genehmigung vorzulegen. 

Innere Erschließung 

Die innere Erschließung obliegt dem Eigentümer und ist innerhalb der SO-Flächen zulässig. 

Es sind im Plangebiet ausreichende Fahrgassen und Aufstellflächen für die Feuerwehr gemäß 

DIN 14090 freizuhalten. 

7. Ver- und Entsorgung 

Strom 

Als notwendige Infrastruktur sind Verkabelungen erforderlich, die entlang der Reihen an der Unter-

seite der Module, im Übrigen unterirdisch verlegt werden. Die Verlegung von Erdkabeln zur Ableitung 

ist im gesamten sonstigen Sondergebiet zulässig. 
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Regenwasser 

Zwischen den Modulreihen sind ausreichend breite Abstände vorgesehen, zwischen denen das anfal-

lende Niederschlagswasser auf den Flächen natürlich versickern kann. Insgesamt wird im gesamten 

Plangebiet das anfallende Niederschlagswasser weiterhin dem Boden- und Wasserhaushalt zugeführt. 

Somit wird der natürliche Wasserkreislauf nicht beeinträchtigt. Es sind keine zusätzlichen Anlagen zur 

Ableitung des Regenwassers erforderlich. 

Trink- und Abwasser 

Ein Anschluss für Trinkwasser und Abwasser ist nicht erforderlich. Im Plangebiet fällt im Zuge des ge-

planten Vorhabens kein Abwasser an. 

Müllentsorgung 

Eine Müllentsorgung ist für das Plangebiet nicht erforderlich, da kein Müll produziert wird.  

Reinigung 

Für die Reinigung der Module ist kein externer Wasseranschluss notwendig. Eine spezielle Reinigung 

der Module ist in der Regel nicht erforderlich und erfolgt daher meistens über den natürlichen Nieder-

schlag oder mit Wasser ohne Zusätze.  

8. Brandschutz 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen haben nur eine sehr geringe Brandlast und sind nicht zu vergleichen 

mit Aufdachanlagen, bei denen die Trägerkonstruktion (Hausdach) oft aus brennbaren Materialien be-

steht. F-PVA bestehen in der Regel aus nichtbrennbaren Gestellen, den Solarpaneelen und Kabelver-

bindungen. „Als Brandlast können hier die Kabel und Teile der PV-Module selbst angenommen wer-

den. Zudem könnte es noch zu einem Flächen-(Rasen)brand kommen.“ (Zitat aus Fachinformation für 

die Feuerwehren: Brandschutz an Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) im Freigelände – sogenannte So-

larparks, Landesfeuerwehrverband Bayern e.V., Juli 2011). Eine entsprechende Grundversorgung an 

Löschwasser ist nichtsdestotrotz in den beiden Teilbereichen vorzuhalten. 

Es sind im Plangebiet ausreichende Fahrgassen für die Feuerwehr gemäß DIN 14090 freizuhalten. 

Die Belange der Feuerwehr z. B. hinsichtlich der Löschwasserversorgung werden im Rahmen des wei-

teren Verfahrens geklärt. 

9. Immissionsschutz 

Aus ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Nutzungen in der Umgebung können zeitlich begrenzt Im-

missionen, insbesondere Staub, auftreten und Auswirkungen auf die F-PVA haben. Immissionsschutz-

konflikte mit anderen umliegenden Nutzungen sind auf Grund der Lage im Außenbereich und der Aus-

richtung der Solarmodule nicht zu erwarten. 
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9.1. Reflexionen / Blendung 

Die Solarmodule haben eine eher matte Oberfläche. Die verwendeten Module sind mit reflexionsar-

men Solar-Sicherheitsglas ausgestattet. Eventuelle Sonnenreflexionen sind als hellerer Bereich auf den 

ansonsten dunklen Solarmodulen wahrzunehmen. Die Erarbeitung eines Blendgutachtens wird wegen 

der geringen Blendwirkung und des eingeschränkten Belastungspotenzials als entbehrlich angesehen. 

9.2. Lärm 

Die Anlage funktioniert praktisch geräuschlos und ohne stoffliche Emissionen. Schall wird im gleichen 

Winkel des Einfalls abgestrahlt. Hier ist jedoch nicht mit einer Absorption der Oberfläche zu rechnen, 

weil lediglich eine weiche Oberfläche die Energie der Reflexion abbauen könnte. Durch die Neigung 

der Solarmodule wird eine Reflexion des auftretenden Schalls (aus statischem Höhenniveau) grund-

sätzlich nach oben oder von der Unterseite, nach unten (in den Boden) reflektiert. Nach oben reflek-

tierter Schall findet eine schadlose Ausbreitung ohne Auswirkung auf lärmempfindliche Nutzungen. 

Nach unten reflektierter Schall wird im Boden schadlos absorbiert. 

Mit verstärktem Lärm ist nur während der Bau- / Abbauphase durch erhöhte Baustellen- und Fahr-

zeuggeräusche sowie durch das Rammen der Trägerkonstruktionen zu rechnen. Die Bauphase des 

Parks wird aber nur wenige Wochen in Anspruch nehmen.  

Unter Umständen können Lärmemissionen auch von Trafogebäuden und Wechselrichtern ausgehen, 

sie sind jedoch als sehr gering und örtlich begrenzt einzustufen. 

Die Vorgaben der Technischen Anleitung Lärm (TA-Lärm) zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIm-

SchG) werden in jedem Fall eingehalten.  

9.3. Elektrische und magnetische Strahlung 

Als mögliche Erzeuger von Strahlungen kommen Solarmodule, Verbindungsleitungen, Wechselrichter 

und Transformatorstationen in Frage. Entstehende elektromagnetische Wellen und Felder unter-

schreiten regelmäßig die maßgeblichen Grenzwerte. 

10. Boden  

10.1. Bodenschutz 

Es liegen keine Hinweise auf Altablagerungen, Altstandorte oder sonstige schädliche Bodenverände-

rungen vor. Sollten bei der Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche angetroffen wer-

den, ist die untere Bodenschutzbehörde umgehend zu informieren. 

Der Einsatz von Baumaschinen (hier die Nutzung unbefestigter Flächen) ist auf das notwendige Maß 

zu reduzieren, um irreversiblen Bodenverdichtungen vorzubeugen. 
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11. Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

Siehe Teil 2 der Begründung 

12. Flächen und Kosten 

12.1. Flächen 

Das Plangebiet hat eine Größe von etwa 29 ha. Davon entfallen auf (alle Angaben circa-Werte): 

Gebiet Größe 

Sonstiges Sondergebiet Photovoltaik  22,5 ha 

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 

und Landschaft 

 

6,5 ha 

Gesamt 29 ha 

12.2. Kosten 

Durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen B-Plans entstehen der Gemeinde Dunum keine Kosten. 

Die Fläche verbleibt im Eigentum der derzeitigen Eigentümer, die die Fläche für die Laufzeit der Anlage 

verpachten. Planungs- Bau-, Erschließungs- und Ausgleichskosten werden vom Vorhabenträger getra-

gen. 

 

 

 

Dunum, den .................................   ............................................................ 

        Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

Weiter in Teil 2: Umweltbericht 


